
Leitung der Verwaltung unter der Verfassung von 1968/1974 Art. 78

Weiterbildung und Qualifizierung der Staats- und Wirtschaftsfunktionäre nach einem ein­
heitlichen System zu gewährleisten und die sozialistischen Prizipien der Arbeit mit den 
Menschen im Staats- und Wirtschaftsapparat durchzusetzen«.

II. Leitung der Verwaltung unter der Verfassung von 1968/1974

1. Bis zur Verfassungsnovelle von 1974 war Art. 79 Abs. 2 Ort der Regelung über 7 
die Leitung der Verwaltung durch den Ministerrat. Wenn Art. 79 Abs. 2 a.F. dem Mini­
sterrat die Kompetenz zuwies, die Tätigkeit der Ministerien, der anderen zentralen Staats­
organe und der Räte der Bezirke zu leiten, zu koordinieren und zu kontrollieren, so wur­
de damit eine Stellung bestätigt, die nur »administration«, aber nicht »gouvernement« 
war. Ihm oblag die Leitung des Staatsapparates wie es schon das Ministerratsgesetz vom
17. 4. 1963 (s. Rz. 2 zu Art. 78) vorgeschrieben hatte. Ausdrücklich waren damals die Er­
kenntnisse der Organisationswissenschaften (s. Rz. 15 zu Art. 47) als maßgeblich für die 
Leitung des Staatsapparates bezeichnet worden.

2. Durch die Verfassungsnovelle von 1974 wurde aus Art. 79 Abs. 2 a.F. der Art. 78 8
Abs. 1. Im Satz 1 wurde die Kompetenz des Ministerrates zur Leitung, Koordinierung 
und Kontrolle des Staatsapparates bestätigt. Insoweit änderte sich die Rechtslage nicht.
Der Ministerrat bildet weiterhin die Spitze der Verwaltung auf höchster Stufe und über
die Räte der Bezirke auch die für alle anderen Stufen (s. Schaubild bei Art. 47). Der Mini­
sterrat ist für die Anleitung und Kontrolle der Räte der Bezirke verantwortlich (§ 1 
Abs. 6 Satz 1, 1. Hälfte Ministerratsgesetz von 1972, § 9 Abs. 1 Satz 1, 1. Hälfte GöV10). 
Indessen wird nunmehr nicht auf die Organisationswissenschaft Bezug genommen. Statt 
dessen werden dem Ministerrat in dreifacher Hinsicht Leitlinien gegeben.

a) An erster Stelle wird die Förderung der Anwendung »wissenschaftlicher Lei- 9 
tungsmethoden« genannt. Hier spiegelt sich die Abkehr vom Begriff der »Organisations­
wissenschaft« wider, wie sie seit geraumer Zeit zu verzeichnen ist (s. Rz. 15 zu Art. 47).
Nach dem Ministerratsgesetz von 1972 (§ 13 Abs. 1 Satz 2) hat der Ministerrat in seiner 
Arbeit die Übereinstimmung von Verantwortung, Pflichten und Rechten (s. Rz. 6-9 zu 
Art. 88) sowie die ständige Vervollkommnung der Organisation der Arbeit der Staatsorga­
ne (s. Rz. 3 zu Art. 78) und die Rationalisierung der Verwaltungsarbeit zu gewährleisten.

b) Ferner soll der Ministerrat bei seiner Leitungstätigkeit die Einbeziehung der 10 
Werktätigen in die Verwirklichung der Politik des sozialistischen Staates fördern. Dabei 
wird die neue Deutung der demokratischen Komponente des Strukturprinzips des demo­
kratischen Zentralismus als Ergebnis einer neuen Entwicklung (s. Rz. 13 zu Art. 2) reflek­
tiert. (Wegen der Teilnahme der Bürger s. Rz. 33-41 zu Art. 5).

c) Schließlich soll der Ministerrat dafür sorgen, daß der Staats- und Wirtschaftsapparat 11 
seine Tätigkeit auf der Grundlage der Gesetze und anderen Rechtsvorschriften aus­
übt. In Anbetracht der Allgemeinverbindlichkeit aller gesetzlichen Bestimmungen scheint
es prima facie so, als ob die Staats- und Wirtschaftsorgane zu etwas Selbstverständlichem

10 Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe in der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 12. 7.1973 (GBl. I S. 313).
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